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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Pfeifer, Dr. Probst, Dr. Göiter, Frau Benedix, 
Dr. Fuchs und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/921 - 

betr. Anhörung des Marxistischen Studentenbundes Spartakus im 
_ Bundesministerium für Biidung und Wissenschaft zum Entwurf für ein 
Hochschuirahmengesetz 


Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat mit 
Schreiben vom 6. September 1973 - MB/IV A 5 - Kab.: Pari, 0104 
- 6/73 - die Kleine Anfrage im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister des Innern wie folgt beantwortet; 


1. Teilt die Bundesregierung unsere Ansicht, daß der Marxisti- 
sche Studentenbund Spartakus die freiheitlich-demokratische 
Grundordnung des Grundgesetzes ablehnt und aktiv bekämpft? 

Ja. 


2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Fraktion der 
CDU/CSU, daß die bisherige hochschulpolitische Tätigkeit des 
Spartakus erwiesen hat, daß es ihm nicht darauf ankommt, eine 
Hochschulreform auf freiheitlich-demokratischer Grundlage vor- 
anzubringen, sondern er gerade darauf abzielt, Reformen im 
Hochschulbereich zu verhindern, um sich dadurch in den Hoch- 
schulen einen besseren Resonanzboden für seine gegen die 
freiheitlidi-demokratische Grundordnung gerichtete Tätigkeit zu 
schaffen? 

Die Bundesregierung teilt diese Auffassung in differenzierter 
Weise. Nach Auffassung der Bundesregierung kommt es dem 
Marxistischen Studentenbund Spartakus nicht in erster Linie 
darauf an, eine Hochschulreform auf freiheitlich-demokratischer 
Grundlage voranzutreiben. Seine Hochschulpolitik soll vielmehr 
vorrangig seinem langfristigen Ziel dienen, nämlich der Ver- 
wirklichung eines undemokratischen Staatssozialismus. Der 
MSB Spartakus beabsichtigt nach Ansicht der Bundesregierung 
jedoch auch nicht generell, Reformen an den Hochschulen, die 
von demokratischen Kräften getragen werden, zu verhindern. 

Soweit die Bundesregierung die hochschulpolitische Tätigkeit 
des MSB Spartakus beurteilen kann - der Bund ist bekanntlich 
nicht Träger der Hochschulen -, verzichtet dieser Verband über- 
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wiegend darauf, seine Vorstellungen für eine Reform der Hoch- 
schulen durch gewalttätige Demonstrationen, Institutsbesetzun- 
gen, Vorlesungsstörungen oder ähnliche Rechtsverletzungen 
durchzusetzen. Er greift Forderungen der Studenten auf und 
setzt sich für Organisationsreformen ein, die er in seinem Sinne 
glaubt nutzen zu können. Dabei scheut er sich nicht vor unred- 
licher Agitation, die insbesondere falsche Vorstellungen über 
das Hochschulwesen der DDR erweckt, etwa beim Numerus 
clausus, bei der Begrenzung der Studienzeit und der Mitbestim- 
mung der Studenten. 

Die Bundesregierung folgert aus dieser Einschätzung nicht, daß 
jede hochschulpolitische Forderung des MSB Spartakus nur des- 
halb zu verurteilen sei, weil sie vom Spartakus erhoben wird. 
Die Forderungen decken sich teilweise mit denen demokrati- 
scher Organisationen. Es kommt nach Ansicht der Bundesregie- 
rung darauf an, daß sich die demokratischen Kräfte offen mit 
diesem Verband auseinandersetzen. Ein wichtiger Beitrag dazu 
ist die Durchsetzung eines überzeugenden Konzepts für die 
Reform der Hochschulen. Dazu gehört auch, daß der MSB Sparta- 
kus gezwungen wird, zu Sachfragen konkret Stellung zu nehmen 
und sich nicht - wie häufig - auf schlagwortartige Formulierun- 
gen oder demagogische Behauptungen zurückzuziehen. Eine 
solche Auseinandersetzung ist am ehesten geeignet, den MSB 
Spartakus im Hochschulbereich an der Verwirklichung seiner 
langfristigen verfassungsfeindlichen Ziele zu hindern. 


3. Was hat die Bundesregierung bewogen, diesen die freiheitlich- 
demokratische Grundordnung bekämpfenden Verband zum An- 
hörverfahren zum Hochschulrahmengesetzentwurf einzuladen? 
Welche Verbesserungen des Entwurfs verspricht sich die Bun- 
desregierung von der Anhörung dieses Verbandes? 


Das Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft hat in 
der Woche vom 23. bis 27. Juli 1973 zahlreichen Verbänden 
und Organisationen im Hochschulbereich Gelegenheit gegeben, 
zu dem Entwurf zur Vorbereitung des Regierungsentwurfs eines 
Hochschulrahmengesetzes vom 29. Juni 1973 Stellung zu neh- 
men. Die Anhörung diente gemäß der Gemeinsamen Geschäfts- 
ordnung der Bundesministerien der „Beschaffung von Unter- 
lagen für die Vorbereitung von Gesetzen" und somit einer um- 
fassenden Information des Ministeriums. Eine solche Anhörung 
erfordert, daß das breite Spektrum hochschulpolitischer Meinun- 
gen, von denen die Arbeit und die weitere Entwicklung in den 
Hochschulen und der Hochschulalltag beeinflußt werden, zur 
Kenntnis genommen wird - auch ohne daß bei der Einladung 
bestimmte Verbesserungsvorschläge erwartet werden. Für die 
Bearbeitung des Entwurfs ist es auch wichtig zu wissen, wer 
welche Argumente vertritt. Von einer Einladung wäre z. B. 
dann abzusehen, wenn zu erwarten wäre, daß der Verband nicht 
anstehende hochschulpolitische Fragen, sondern seine allgemein 
politischen - nicht mit der freiheitlich demokratischen Grund- 
ordnung übereinstimmenden - Ziele zum Gegenstand der An- 
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hörung mache wollte. Dies ist in der Anhörung am 24. Juli 1973 
nicht geschehen. Dem Vertreter des MSB Spartakus wurden 
diese Grenzen für seine Beiträge im Rahmen des Anhörungs- 
verfahrens von seiten des Ministeriums deutlich gemacht. 


4. Was hat die Bundesregierung dazu bewogen, dem demokratie- 
feindlichen Marxistischen Studentenbund Spartakus in einem 
demokratischen Gesetzgebungsverfahren auf diese Weise zu 
demokratischer Reputation zu verhelfen? 

Aus den zu 2. und 3. genannten Gründen für die Anhörung von 
Verbänden im Hochschulbereich ergibt sich, daß sie in keiner 
Weise gleichzeitig eine Anerkennung der politischen Ziele oder 
des praktischen Verhaltens des MSB Spartakus bedeutet; eben- 
sowenig verhilft die Teilnahme zu „demokratischer Reputation"'. 
Die Bundesregierung sieht sich in dieser Auffassung bestätigt 
durch ein Gespräch, das Abgeordnete aller Fraktionen des 
Deutschen Bundestages am 21. März 1973 mit den in der studen- 
tischen Zentralstelle für den Bundesjugendplan zusammenge- 
schlossenen Verbänden geführt haben. An diesem Gespräch 
nahmen sowohl Abgeordnete der CDU/CSU-Fraktion als auch 
Vertreter des MSB Spartakus teil. Begegnungen dieser Art sind 
Teil der notwendigen Auseinandersetzung mit antidemokrati- 
schen Kräften, die insbesondere auch der eigenen Information 
über ihre Argumente und die Art ihres Vorbringens dienen 
sollen. 
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